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Diese Norm wurde vom Deutschen Vergabe- und Vertragsausschuss für Bau-
leistungen (DVA) aufgestellt. 

Änderungen 

Gegenüber DIN 1961:2010-08 wurden folgende Änderungen vorgenommen: 

a) Das Dokument wurde zur Anpassung an die Entwicklung des Bau-
geschehens fachtechnisch überarbeitet. 

Das Dokument wurde an die VOB Teil B in den Fassungen der Bekanntma-
chungen der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil B (VOB/B) 
des Jahres 2012 im Bundesanzeiger  angepasst. 

Im Hinblick auf die Richtlinie 2011/7/EU vom 16.02.2011 zur Bekämpfung von 
Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr (Zahlungsverzugsrichtlinie) und die vor-
gesehene Umsetzung ins deutsche Recht sind Folgeänderungen in der VOB/B 
erforderlich:  

b) § 16 Absatz 1 Nummer 3 und § 16 Absatz 3 Nummer 5: Umstellung auf (Ka-
lender-) Tage zur Harmonisierung der Fristen; 

c) § 16 Absatz 3 Nummer 1: überarbeitet, u. a. werden die Höchstfristen für 
die Prüfung und Feststellung der Schlussrechnung (Regelfall 30 Tage, im 
Ausnahmefall bis zu 60 Tage) neu festgesetzt; 

d) nach § 16 Absatz 5 Nummer 3 Satz 2: Ergänzung der Sätze 3 und 4, mit 
denen der Eintritt des Zahlungsverzugs ohne Nachfristsetzung geregelt 
wird; 

e) § 16 Absatz 5 Nummer 4: gelöscht; 

f) § 16 Absatz 5 Nummer 5: überarbeitet und in der Nummerierung nachge-
rückt, jetzt Nummer 4. 

 

Frühere Ausgaben 

DIN 1961: 1926-05, 1934-08, 1937-01, 1937-06, 1952x-11, 1973-11, 1979-10, 
1988-09, 1990-07, 1992-12, 1996-06, 1998-05, 2000-12, 2002-12, 2006-10, 
2010-04, 2010-08 

                                                

 https://www.bundesanzeiger.de 

Vorwort 
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Hinweise 
zu § 16 der Vergabe und Vertragsordnung  

für Bauleistungen Teil B 
(§ 16 VOB/B) 

 

Die Richtlinie 2011/7/EU vom 16.02.2011 zur Bekämpfung von Zahlungsverzug 
im Geschäftsverkehr (Zahlungsverzugsrichtlinie) schließt die Planung und Aus-
führung öffentlicher Bauarbeiten sowie Hoch- und Tiefbauarbeiten ein. Die 
Richtlinie muss bis spätestens 16.03.2013 in nationales Recht umgesetzt wer-
den. 

Im Hinblick auf die Richtlinie und die vorgesehene Umsetzung ins deutsche 
Recht (Änderungen im BGB, EG-BGB und Unterlassungsklagegesetz) sind 
Folgeänderungen in der VOB/B erforderlich. Mit der Neufassung des § 16 
VOB/B wird den Vorgaben der Zahlungsverzugsrichtlinie Rechnung getragen. 
Als spätesten Fälligkeitszeitpunkt für öffentliche Aufträge werden künftig grund-
sätzlich höchstens 30 Tage und nur in begründeten Ausnahmefällen höchstens 
60 Tage nach Zugang der Schlussrechnung vorgesehen (früher 2 Monate); des 
Weiteren tritt der Verzug künftig auch ohne Nachfristsetzung ein (das Setzen 
einer angemessenen Nachfrist/Mahnung als Voraussetzung für den Zahlungs-
verzug entfällt). 

Der Vorstand des Deutschen Vergabe- und Vertragsausschusses für Bauleis-
tungen (DVA) hat die Veröffentlichung des überarbeiteten § 16 VOB/B mit der 
Maßgabe beschlossen, dass nach Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens 
zur nationalen Umsetzung der Zahlungsverzugsrichtlinie § 16 VOB/B auf Über-
einstimmung mit den nationalen Regelungen überprüft und ggf. modifiziert wird. 

Begründung der Änderungen im Einzelnen: 

zu §16 Absatz 1 Nummer 3 VOB/B 

Im Sinne der Harmonisierung wurden die Fristenregelungen in § 16 VOB/B auf 
(Kalender-) Tage umgestellt. 

zu § 16 Absatz 3 Nummer 1 VOB/B 

Nach Artikel 4 Absatz 3 und 6 der Richtlinie 2011/7/EU (Zahlungsverzugsrichtli-
nie) ist bei öffentlichen Auftraggebern eine Vereinbarung, nach der die Zeit für 
die Erfüllung der Entgeltforderung 30 Tage nach Zugang einer Rechnung über-
schreitet, nur wirksam, wenn sie ausdrücklich getroffen und aufgrund der be-
sonderen Natur oder Merkmale der Vereinbarung sachlich gerechtfertigt ist. Die 
Zahlungsfrist darf in keinem Fall 60 Kalendertage überschreiten.  
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In § 271a Absatz 2 BGB-Entwurf *) wird die Vertragsfreiheit bei der Vereinba-
rung von Zahlungsfristen für öffentliche Auftraggeber im Sinne der Richtlinie be-
grenzt. 

§ 16 Absatz 3 Nummer 1 VOB/B � alt �, nach dem der Anspruch auf Schluss-
zahlung spätestens innerhalb von 2 Monaten nach Zugang der Schlussrech-
nung fällig wird, wurde an die Vorgaben der Richtlinie und § 271a Absatz 2 
BGB- Entwurf angepasst. Danach ist für Auftraggeber künftig grundsätzlich eine 
Zahlungsfrist von höchstens 30 Tagen nach Zugang der prüfbaren Schluss-
rechnung vorgesehen. Einzelvertraglich ist eine erweiterte Zahlungsfrist von 
weiteren 30 Tagen zulässig. Allerdings muss diese Vereinbarung ausdrücklich 
(d.h. nicht lediglich konkludent) getroffen und aufgrund der besonderen Natur 
oder Merkmale der Vereinbarung sachlich gerechtfertigt sein. Erweiterte Zah-
lungsfristen kommen im Baubereich beispielsweise in Betracht, wenn die Prü-
fungsunterlagen bzw. Schlussrechnungen komplex sind und fachtechnischer 
Sachverstand notwendig ist. 

Die Regelung in § 16 Absatz 3 Nummer 1 Satz 3 VOB/B ist an die Regelung im 
bisherigen § 16 Absatz 3 Nummer 1 Satz 2 VOB/B angelehnt. Danach konnte 
sich der Auftraggeber nicht mehr auf die fehlende Prüfbarkeit berufen, wenn er 
nicht spätestens innerhalb von 2 Monaten nach Zugang der Schlussrechnung 
Einwendungen gegen die Prüfbarkeit erhoben hat. Im Hinblick auf die unter-
schiedlichen Fristenregelungen in § 16 Absatz 3 Nummer 1 Satz 1 und 2 VOB/B 
wird künftig auf den �Ablauf der jeweiligen Frist� abgestellt. 

zu §16 Absatz 3 Nummer 5 VOB/B 

Im Sinne der Harmonisierung wird die Fristenregelungen in § 16 VOB/B auf (Ka-
lender-) Tage umgestellt. 

zu §16 Absatz 5 Nummer 3 VOB/B 

Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 2011/7/EU sieht vor, dass der Gläubiger Anspruch 
auf den gesetzlichen Zins bei Zahlungsverzug hat, ohne dass es einer Mahnung 
bedarf, wenn der Gläubiger seine vertraglichen und gesetzlichen Verpflichtun-
gen erfüllt und der Gläubiger den fälligen Betrag nicht rechtzeitig erhalten hat, 
es sei denn der Schuldner ist für den Zahlungsverzug nicht verantwortlich. Nach 
der Richtlinie soll kein Gläubiger verpflichtet werden, Verzugszinsen zu fordern. 
Es soll einem Gläubiger ermöglicht werden, bei Zahlungsverzug ohne eine vor-
herige Mahnung oder eine andere vergleichbare Mitteilung, die den Schuldner 
an seine Zahlungsverpflichtung erinnert, Verzugszinsen zu verlangen (vgl. Er-
wägungsgrund 16 der Richtlinie). Die Zahlung eines Schuldners soll als verspä-
tet in dem Sinne betrachtet werden, dass ein Anspruch auf Verzugszinsen ent-
steht, wenn der Gläubiger zum Zeitpunkt der Fälligkeit nicht über den 
geschuldeten Betrag verfügt, vorausgesetzt, er hat seine gesetzlichen und ver-
traglichen Verpflichtungen erfüllt. 

                                                

*) Referentenentwurf des BMJ vom 16.01.2012 zur Umsetzung der Richtlinie 2011/7/EU 
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Nach § 286 Abs. 2 BGB bedarf es für den Verzugseintritt keiner Mahnung, wenn 
für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt oder bestimmbar ist. 
Nach § 286 Abs. 3 BGB kommt der Schuldner einer Entgeltforderung spätes-
tens in Verzug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zu-
gang einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsaufforderung leistet. 

Gemäß § 16 Absatz 5 Nummer 3 VOB/B � alt � setzt Verzugseintritt, eine 
Rechnung, den Ablauf der Prüffrist, eine Mahnung und den Ablauf einer Nach-
frist voraus. Diese Regelung hatte im ausgewogenen Regelungskatalog der 
VOB/B als allgemeine Geschäftsbedingung und ihrer Vereinbarung als Ganzes 
Bestand. In § 16 Absatz 5 Nummer 3 Satz 3 und 4 VOB/B wird nun der Eintritt 
des Zahlungsverzugs im Sinne von Art. 4 Absatz 1 der Zahlungsverzugsrichtli-
nie geregelt. Der Auftraggeber kommt, ohne dass es einer Nachfristsetzung 
(Mahnung) bedarf, spätestens 30 Tage nach Zugang der Rechnung oder Auf-
stellung bei Abschlagszahlungen in Zahlungsverzug, wenn der Auftragnehmer 
seine vertraglichen und gesetzlichen Verpflichtungen erfüllt und den fälligen 
Entgeltbetrag nicht rechtzeitig erhalten hat, es sei denn, der Auftraggeber ist für 
den Zahlungsverzug nicht verantwortlich. Die Frist verlängert sich auf höchstens 
60 Tage, wenn sie aufgrund der besonderen Natur oder Merkmale der Verein-
barung sachlich gerechtfertigt ist und ausdrücklich vereinbart wurde. Verlänger-
te Verzugsfristen kommen bei Abschlagszahlungen nicht in Betracht, da es sich 
um vorläufige Zahlungen (auf bereits erbrachte Leistungen) handelt, die im 
Rahmen der Schlussrechnung noch einmal überprüft und ggf. korrigiert werden. 
Die Vereinbarung einer Höchstfrist zum Eintritt des Verzuges von 30 bzw. 60 
Tagen schließt nicht das Recht des Auftragnehmers nach § 16 Absatz 5 Num-
mer 1 VOB/B aus, durch Nachfristsetzung den Verzug schon früher herbeizu-
führen. 

Nach § 16 Absatz 5 Nummer 3 Satz 3 und 4 VOB/B ist das Setzen einer ange-
messenen Nachfrist keine erforderliche Voraussetzung für den Zahlungsverzug. 
Zudem stellt § 16 Absatz 5 Nummer 3 Satz 3 und 4 VOB/B für die rechtzeitige 
Zahlung auch nicht mehr auf den Zeitpunkt der Leistungshandlung (z. B. Anwei-
sung der Zahlung) ab, sondern auf den Zeitpunkt des Leistungserfolgs, d.h. 
Eingang des Zahlungsbetrags beim Auftragnehmer. 

zu §16 Absatz 5 Nummer 4 VOB/B 

In § 16 Absatz 5 Nummer 3 Satz 3 und 4 VOB/B wird der Eintritt des Zahlungs-
verzugs im Sinne von Art. 4 Absatz 1 der Zahlungsverzugsrichtlinie geregelt. 
Danach ist das Setzen einer angemessenen Nachfrist (Mahnung) keine erfor-
derliche Voraussetzung für den Zahlungsverzug. § 16 Absatz 5 Nummer 4 � alt 
� ist somit entbehrlich. 
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VOB/B: 
Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von 

Bauleistungen1) 

§ 1 
Art und Umfang der Leistung 

(1) Die auszuführende Leistung wird nach Art und Umfang durch den Vertrag 
bestimmt. Als Bestandteil des Vertrags gelten auch die Allgemeinen 
Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen (VOB/C). 

(2) Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander: 

1. die Leistungsbeschreibung, 

2. die Besonderen Vertragsbedingungen, 

3. etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen, 

4. etwaige Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen, 

5. die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, 

6. die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bau-
leistungen. 

(3) Änderungen des Bauentwurfs anzuordnen, bleibt dem Auftraggeber vor-
behalten. 

(4) Nicht vereinbarte Leistungen, die zur Ausführung der vertraglichen Leis-
tung erforderlich werden, hat der Auftragnehmer auf Verlangen des Auf-
traggebers mit auszuführen, außer wenn sein Betrieb auf derartige Leis-
tungen nicht eingerichtet ist. Andere Leistungen können dem Auftrag-
nehmer nur mit seiner Zustimmung übertragen werden. 

§ 2 
Vergütung 

(1) Durch die vereinbarten Preise werden alle Leistungen abgegolten, die 
nach der Leistungsbeschreibung, den Besonderen Vertragsbedingungen, 
den Zusätzlichen Vertragsbedingungen, den Zusätzlichen Technischen 
Vertragsbedingungen, den Allgemeinen Technischen Vertragsbedingun-
gen für Bauleistungen und der gewerblichen Verkehrssitte zur vertrag-
lichen Leistung gehören. 

(2) Die Vergütung wird nach den vertraglichen Einheitspreisen und den tat-
sächlich ausgeführten Leistungen berechnet, wenn keine andere Berech-

                                                

1) Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen werden durch den DVA ausschließlich zur An-
wendung gegenüber Unternehmen, juristischen Personen des öffentlichen Rechts und öffent-
lich-rechtlichen Sondervermögens empfohlen (§ 310 BGB). 
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nungsart (z. B. durch Pauschalsumme, nach Stundenlohnsätzen, nach 
Selbstkosten) vereinbart ist. 

(3) 1. Weicht die ausgeführte Menge der unter einem Einheitspreis erfass-
ten Leistung oder Teilleistung um nicht mehr als 10 v. H. von dem im Ver-
trag vorgesehenen Umfang ab, so gilt der vertragliche Einheitspreis. 

2. Für die über 10 v. H. hinausgehende Überschreitung des Mengen-
ansatzes ist auf Verlangen ein neuer Preis unter Berücksichtigung der 
Mehr- oder Minderkosten zu vereinbaren. 

3. Bei einer über 10 v. H. hinausgehenden Unterschreitung des Mengen-
ansatzes ist auf Verlangen der Einheitspreis für die tatsächlich ausge-
führte Menge der Leistung oder Teilleistung zu erhöhen, soweit der Auf-
tragnehmer nicht durch Erhöhung der Mengen bei anderen Ordnungs-
zahlen (Positionen) oder in anderer Weise einen Ausgleich erhält. Die 
Erhöhung des Einheitspreises soll im Wesentlichen dem Mehrbetrag ent-
sprechen, der sich durch Verteilung der Baustelleneinrichtungs- und Bau-
stellengemeinkosten und der Allgemeinen Geschäftskosten auf die verrin-
gerte Menge ergibt. Die Umsatzsteuer wird entsprechend dem neuen 
Preis vergütet. 

4. Sind von der unter einem Einheitspreis erfassten Leistung oder Teil-
leistung andere Leistungen abhängig, für die eine Pauschalsumme ver-
einbart ist, so kann mit der Änderung des Einheitspreises auch eine an-
gemessene Änderung der Pauschalsumme gefordert werden. 

(4) Werden im Vertrag ausbedungene Leistungen des Auftragnehmers vom 
Auftraggeber selbst übernommen (z. B. Lieferung von Bau-, Bauhilfs- und 
Betriebsstoffen), so gilt, wenn nichts anderes vereinbart wird, § 8 Absatz 1 
Nummer 2 entsprechend. 

(5) Werden durch Änderung des Bauentwurfs oder andere Anordnungen des 
Auftraggebers die Grundlagen des Preises für eine im Vertrag vorge-
sehene Leistung geändert, so ist ein neuer Preis unter Berücksichtigung 
der Mehr- oder Minderkosten zu vereinbaren. Die Vereinbarung soll vor 
der Ausführung getroffen werden. 

(6) 1. Wird eine im Vertrag nicht vorgesehene Leistung gefordert, so hat der 
Auftragnehmer Anspruch auf besondere Vergütung. Er muss jedoch den 
Anspruch dem Auftraggeber ankündigen, bevor er mit der Ausführung der 
Leistung beginnt. 

2. Die Vergütung bestimmt sich nach den Grundlagen der Preis-
ermittlung für die vertragliche Leistung und den besonderen Kosten der 
geforderten Leistung. Sie ist möglichst vor Beginn der Ausführung zu ver-
einbaren. 
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(7) 1. Ist als Vergütung der Leistung eine Pauschalsumme vereinbart, so 
bleibt die Vergütung unverändert. Weicht jedoch die ausgeführte Leistung 
von der vertraglich vorgesehenen Leistung so erheblich ab, dass ein 
Festhalten an der Pauschalsumme nicht zumutbar ist (§ 313 BGB), so ist 
auf Verlangen ein Ausgleich unter Berücksichtigung der Mehr- oder Min-
derkosten zu gewähren. Für die Bemessung des Ausgleichs ist von den 
Grundlagen der Preisermittlung auszugehen. 

2. Die Regelungen der Absätze 4, 5 und 6 gelten auch bei Vereinbarung 
einer Pauschalsumme. 

3. Wenn nichts anderes vereinbart ist, gelten die Nummern 1 und 2 auch 
für Pauschalsummen, die für Teile der Leistung vereinbart sind; Absatz 3 
Nummer 4 bleibt unberührt. 

(8) 1. Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigen-
mächtiger Abweichung vom Auftrag ausführt, werden nicht vergütet. Der 
Auftragnehmer hat sie auf Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist 
zu beseitigen; sonst kann es auf seine Kosten geschehen. Er haftet au-
ßerdem für andere Schäden, die dem Auftraggeber hieraus entstehen. 

2. Eine Vergütung steht dem Auftragnehmer jedoch zu, wenn der Auf-
traggeber solche Leistungen nachträglich anerkennt. Eine Vergütung steht 
ihm auch zu, wenn die Leistungen für die Erfüllung des Vertrags notwen-
dig waren, dem mutmaßlichen Willen des Auftraggebers entsprachen und 
ihm unverzüglich angezeigt wurden. Soweit dem Auftragnehmer eine Ver-
gütung zusteht, gelten die Berechnungsgrundlagen für geänderte oder zu-
sätzliche Leistungen der Absätze 5 oder 6 entsprechend. 

3. Die Vorschriften des BGB über die Geschäftsführung ohne Auftrag 
(§§ 677 ff. BGB) bleiben unberührt. 

(9) 1. Verlangt der Auftraggeber Zeichnungen, Berechnungen oder andere 
Unterlagen, die der Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den 
Technischen Vertragsbedingungen oder der gewerblichen Verkehrssitte, 
nicht zu beschaffen hat, so hat er sie zu vergüten. 

2. Lässt er vom Auftragnehmer nicht aufgestellte technische Berech-
nungen durch den Auftragnehmer nachprüfen, so hat er die Kosten zu 
tragen. 

(10) Stundenlohnarbeiten werden nur vergütet, wenn sie als solche vor ihrem 
Beginn ausdrücklich vereinbart worden sind (§ 15). 

§ 3 
Ausführungsunterlagen 

(1) Die für die Ausführung nötigen Unterlagen sind dem Auftragnehmer un-
entgeltlich und rechtzeitig zu übergeben. 
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